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Tagesordnungspunkt   A 
 
I. Änderung der Gebührenordnung für Parkuhren / Parkscheinautomaten in der  
            Stadt Bergisch Gladbach ( Parkgebührenordnung ) 
 
 
Beschlussvorschlag 
 
Die Änderung der Gebührenordnung für Parkuhren/ Parkscheinautomaten in der Stadt Bergisch 
Gladbach (Parkgebührenordnung) wird entsprechend der beigefügten Anlagen beschlossen. 
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Sachdarstellung / Begründung 
 
 
Auf Grund der Verhandlungen mit der Deutschen Bahn AG kann die Stadt Bergisch Gladbach ab 
dem 05. März 2001 über den Parkplatz am S-Bahn Haltepunkt Bergisch Gladbach verfügen. 
 
Da bis zum Neubau des Busbahnhofes auf dem heutigen Parkplatzgelände noch einige Zeit verge-
hen wird, ist eine vorübergehende Parkraumbewirtschaftung sinnvoll. 
 
Nachdem die Deutsche Bahn AG im Januar 2001 die Ausgabe von Parkkarten für ihre P + R Kund-
schaft aufgegeben hat, konnte dort kostenfrei und ohne zeitliche Begrenzung geparkt werden. Nach 
den in den letzten Wochen gewonnenen Erkenntnissen haben dort Dauerparkerinnen und Dauerpar-
ker ihre Fahrzeuge zum Parken abgestellt. 
 
Die Straßenverkehrsbehörde schlägt vor, diesen Parkplatz mit 82 Stellplätzen mit zwei Parkschein-
automaten zu bewirtschaften.  
 
Da die zzt. geltende Parkgebührenordnung für diese Fläche keine Zonenregelung vorsieht, wäre 
dieser Parkplatz in der günstigen Zone II. 
 
Der in der Nähe liegende Parkplatz “Driescher Kreuz” befindet sich in der Zone I mit einer Parkge-
bühr von 2,-- DM je Stunde. 
 
Da der Parkplatz am S-Bahn Haltepunkt in noch günstigerer Lage zum Zentrum liegt, ist eine Er-
gänzung der Anlage zur Parkgebührenordnung erforderlich, um ihn in die Zone I aufzunehmen. 
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I. Änderung der
 
  Gebührenordnung für Parkuhren/Parkscheinautomaten  
  in der Stadt Bergisch Gladbach ( Parkgebührenordnung ) 
-------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
 
Aufgrund des § 6 a Abs. 6 Satz 10 und Abs. 7 des Straßenverkehrsgesetzes vom 19.12.1952 (BGBl. 
I S. 837), zuletzt geändert durch Gesetz vom 28.04.1998 (BGBl. I S. 810), in Verbindung mit § 1 
der Verordnung des Landes Nordrhein-Westfalen über die Ermächtigung zum Erlaß von Gebühren-
ordnungen nach § 6 a Abs. 6 und 7 des Straßenverkehrsgesetzes vom 04.02.1981 (GV NW S. 48), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 10.09.1991 (GV NW S. 365), in Verbindung mit § 38 b des 
Ordnungsbehördengesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen vom 13. 05. 1980 (GV NW S. 528), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 20.12.1994 (GV NW S. 1115), hat der Rat der Stadt Bergisch 
Gladbach in der Sitzung am 
           folgende Änderung der Gebührenordnung beschlossen: 
 
     § 1 
 
Die Zone I wird um den gebührenpflichtigen Parkstandort, der innerhalb der markierten Zone in 
dem beigefügten Planauszug liegt, ergänzt. 
 
Dieser ist Bestandteil der Parkgebührenordnung. 
 
     § 2 
 
Diese Änderung der Gebührenordnung tritt mit dem Tage nach ihrer Veröffentlichung in Kraft.  
 
 
 
Hinweis: 
 
Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen beim Zustandekommen dieser Gebührenordnung kann nach § 7 Abs. 6 der Ge-
meindeordnung nach Ablauf eines Jahres nach Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es 
sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
 wurde nicht durchgeführt, 
 
b)  die Gebührenordnung wurde nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht, 
 
c) der Stadtdirektor hat den Ratsbeschluß vorher beanstandet 
  
 oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
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